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BI-BAYERN-Netzwerk
Bürgerinitiativen gegen ungerechte Kommunalabgaben

www.anti-STRABS-net.de

(ehemals VerBiB.com)
Sprecher:

Werner E. Niederdraenk – Heinrich Kellermann – Josef Butzmann. – N.N.


Sehr geehrte Frau Schulze,
In unserer Rubrik

„Wir fragen – Politiker / Behörden antworten (oder auch nicht)“
 bitten wir immer wieder Politiker der verschiedenen Parteien, Mitglieder des Bayerischen Landtags, Minister, Kommunalpolitiker und Behördenvertreter um die Beantwortung  der von uns gestellten Fragen zu verschiedenen Themen.

Thema hier:  Straßenausbaubeitragssatzungen

Wir bitten auch Sie die unten aufgeführten Fragen möglichst in einem Zeitraum von 4 Wochen zu beantworten (erbetene Frist 24.04.2017) Wir werden Fragen und Antworten bzw. die Nichtbeantwortung in unserer Homepage (www.anti-strabs-net.de) veröffentlichen.

______________________________________________________________________________________

1. Frage: 
Halten Sie das KAG  wirtschaftlich und politisch für zeitgemäß? Unterstützen Sie unsere 

Forderung nach Abschaffung?
Ja. Kommunalabgabengesetze der Bundesländer sind neben den Bundesgesetzen die wichtigste Rechtsgrundlage für die Einnahmen der Gemeinden und anderer kommunaler Gebietskörperschaften.
 Nein, weil Kommunen als Träger der Daseinsvorsorge eine ausreichend finanzielle Ausstattung benötigen. 


.................................................................................................................................................

2. Frage:
Die Ausführungsbestimmungen zum KAG liegen immer noch nicht vor. Was sagen Sie dazu?

Der Bayerische Landtag hat sich vor der Gesetzesänderung ausführlich mit der Thematik beschäftigt. Ich möchte dazu auf die Expertenanhörung mit ausführlichen Stellungnahmen verweisen: https://www.bayern.landtag.de/fileadmin/Internet_Dokumente/Sonstiges_P/Protokoll_Anhoerung_KAG.pdf 

Im Zuge der Neuregelung wurden in außerdem in jedem Regierungsbezirk Informationsveranstaltungen durchgeführt. Zudem sind auf der Seite des Innenministeriums ausführliche Erläuterungen abzurufen: https://www.stmi.bayern.de/suk/kommunen/komfinanzen/abgabenrecht/index.php 


....................................................................................................................................................

3. Frage:
Wiederkehrende Beiträge haben nicht zur Lösung beigetragen, sondern den Unmut, die Wut 

und das Unverständnis der betroffenen Bürger massiv erhöht.  Was sagen Sie den Bürgern?

Die mangelnde Akzeptanz und der Unmut sind insbesondere dem mangelhaften Vollzug in der Vergangenheit geschuldet. Ein Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs hat kürzlich bestätigt, dass Städte und Gemeinden trotz guter Finanzlage zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen grundsätzlich verpflichtet sind. Um eine objektive Bewertung der Neuregelung des KAG gewährleisten zu können, hat die Grüne Landtagsfraktion daher eine Evaluation der Gesetzesänderung gefordert. Dem Antrag wurde einstimmig gefolgt: https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP17/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009000/0000009338.pdf 


....................................................................................................................................................

4. Frage:
Was sagen Sie zur Forderung der Abschaffung der Straßenausbausatzungen und einer 


Finanzierung durch reichlich vorhandene Steuereinnahmen?

Art. 62 Abs. 2 der Bayerischen Gemeindeordnung schreibt den Gemeinden eine „Einnahmehierarchie“ vor, die Beiträge und Gebühren vor der Erhebung von Steuern vorsieht. Dies hat den Zweck, zuerst denjenigen heranzuziehen, der eine „Leistung“ der Gemeinde in Anspruch nimmt oder nehmen kann.


.....................................................................................................................................................

5. Frage:
Unsere Meinung: der Städte- und Gemeindetag nimmt die Regierung und die Parteien in 

Geiselhaft. Diese Meinung wird inoffiziell häufig auch von Kommunalpolitikern geäußert.



Was sagen Sie zum Einfluß von Städte- und Gemeindetag?

Die kommunalen Spitzenverbände repräsentieren die kommunalen Gebietskörperschaften und vertreten die Interessen ihrer Mitglieder. 


......................................................................................................................................................

6. Frage:
In vielen Fällen führt die STRABS zu unzumutbaren Belastungen der Bürger z.T. bis zur kalten 

Enteignung. Weiterhin werden die Bürger kontinuierlich mit steigenden Abgaben und 


Gebühren belastet. Welche Vorschläge zur Minderung/Abschaffung der Belastungen können 

wir von Ihnen bzw. Ihrer Partei bis zum Wahlkampftermin in Bayern erwarten?

Die Gemeinden hatten schon vor der Neureglung die Möglichkeit, auch in sonstigen Fällen abseits sozialer Härten eine Ratenzahlung oder Verrentung zu gewähren. Diese vorhandenen Möglichkeiten sollten die Kommunen auch wenn immer möglich entsprechend ausschöpfen.
Für die Grünen ist vor allem die Bürgerinformation ein essentieller Faktor. Im Sinne einer demokratischen und bürgerfreundlichen Verwaltung fordern wir daher darüber hinaus die Einführung einer umfassenden Informationspflicht.


.....................................................................................................................................................
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